
 

 

 

 

Tax on Air – Der Steuerrecht Podcast von Deloitte 
Episode #33: „Deloitte meets MwStR – Folge 3“ – Zeitpunkt des Vorsteuerabzugs   
Speaker:innen: Dr. Diana Kurtz, Dr. Matthias Gries 

 

Diana Kurtz: Hallo und herzlich willkommen zu einer neuen Folge unseres Podcasts „Deloitte 
meets Mehrwertssteuerrecht“. Heute sprechen wir über den Zeitpunkt des Vorsteuerabzugs und 
damit über das vom EuG veröffentlichte Urteil in der Rechtssache T-689 aus 24. Ich bin Doktor 
Diana Kurtz, arbeite bei Deloitte in der Service Line Indirect Tax und bin gemeinsam mit Doktor 
Ulrich Grünwald im Rahmen der Schriftleitung für die Zeitschrift Mehrwertsteuerrecht beim Beck 
Verlag tätig. Bei mir ist heute Doktor Matthias Gries, den ich recht herzlich begrüße. Matthias, bitte 
stell dich kurz vor.  

Matthias Gries: Hallo und auch von mir ein herzliches Willkommen. Mein Name ist Matthias 
Gries, ich bin Partner bei Deloitte in der Service Line Indirect Tax. Ich komme von Siemens, ich bin 
erst seit drei Wochen bei Deloitte und war da vorher Indirect Tax Leiter international bei Siemens 
und bin parallel noch im IDST als Vorstandsmitglied, also Institut der Digitalisierung für 
Steuerrecht und zudem noch Gastwissenschaftler an der Uni Bamberg. Wir haben eine 
Universitätskooperation zwischen Deloitte und der Uni Bamberg.  

Diana Kurtz: Schön, dass du heute da bist. Heute setzen wir uns mit der Frage des Zeitpunkts des 
Vorsteuerabzugs auseinander. Es geht einerseits um die aktuelle EuG-Entscheidung T-689 aus 24, 
für die der erste Generalanwalt gerade das Überprüfungsverfahren vorgeschlagen hat und die nun 
mit dem neuen Aktenzeichen C-167 aus 26 RX beim EuGH anhängig ist und andererseits aber 
auch um eine aktuelle EuGH-Entscheidung in der Rechtssache Aptiv. Die EuG-Entscheidung 
selbst hat für genauso viel Wirbel gesorgt wie die Tatsache, dass der erste Generalanwalt jetzt 
tatsächlich das Überprüfungsverfahren beim EuGH beantragt hat. Warum? 

Matthias Gries: Weil es um die Abgrenzung zwischen materiellen und formellen 
Voraussetzungen des Vorsteuerabzugs geht und damit um letztlich eine Grundsatzfrage, 
verknüpft mit der Frage der unionsrechtlichen Zulässigkeit einer nationalen Ausschlussnorm. Es 
geht also darum, wann ein Unternehmer den Vorsteuerabzug geltend machen darf, und zu 
welchem Zeitpunkt die Rechnung vorliegen muss. Aus Unternehmenssicht macht es einen 
Unterschied, ob der Abzug bereits im Leistungszeitraum möglich ist, sofern die Rechnung noch 
vor Abgabe der Steuererklärung eingeht, oder ob zwingend auf den Zeitraum des 
Rechnungseingangs abzustellen ist. Von dem Urteil sind außerdem alle Steuerpflichtigen 
betroffen und nicht nur Einzelne.  

Diana Kurtz: Grundsätzlich ist beim Vorsteuerabzug zwischen dem Zeitpunkt der Entstehung des 
Vorsteuerabzugsrechts und der Ausübung des Rechts auf Vorsteuerabzug zu unterscheiden. Das 
Recht auf Vorsteuerabzug entsteht, wenn die materiellen Voraussetzungen erfüllt sind. Das heißt, 
der Leistungsempfänger muss Unternehmer sein, er muss die bezogene Leistung für sein 
Unternehmen beziehen und sie für besteuerte Umsätze verwenden, die den Vorsteuerabzug nicht  



 

 

 

 

ausschließen. Und dann muss er eine solche Verwendung zumindest beabsichtigen und davon 
ist jetzt der Zeitpunkt der Ausübung des Rechts auf Vorsteuerabzug zu unterscheiden. 

Matthias Gries: Die Ausübung des Rechts ist grundsätzlich, zumindest nach der gegenwärtigen 
Auffassung der Finanzverwaltung, erst möglich, sobald der Unternehmer im Besitz einer 
ordnungsgemäßen Rechnung ist. Er kann den Vorsteuerabzug grundsätzlich erst für den 
Besteuerungszeitraum geltend machen, in dem auch die Berechtigung zum Vorsteuerabzug 
entstanden ist.  

Diana Kurtz: An die materiellen Voraussetzungen des Rechts auf Vorsteuerabzugs und der Erhalt 
der Rechnung in einen Voranmeldungszeitraum, kann der Leistungsempfänger den 
Vorsteuerabzug auch in diesem Zeitraum geltend machen. Wie sieht es aber aus, wenn diese 
Zeitpunkte in unterschiedliche Voranmeldungszeiträume fallen, welche Auffassung vertritt hier 
die deutsche Finanzverwaltung? 

Matthias Gries: Wenn der Leistungsbezug und der Zugang der Rechnung beim Empfänger zeitlich 
auseinanderfallen, ist der Vorsteuerabzug nach der deutschen Verwaltungsauffassung erst in 
dem Besteuerungszeitraum zulässig, in dem beide Voraussetzungen vorliegen. Wer hier 
nachschauen will, im Abschnitt 15 Punkt 2 Absatz 2 Satz 5 und 6 
Umsatzsteueranwendungserlass.  

Diana Kurtz: Die Zeitpunkte der Eingangsleistung und des Zugangs der Rechnung fielen auch in 
dem vom EuG aktuell entschiedenen Vorabentscheidungsverfahren auseinander. Wie lautete der 
Sachverhalt der vorliegenden Entscheidung?  

Matthias Gries: Die Klägerin war 'ne polnische Gesellschaft, die eine Mehrwertsteuerpflichtig 
Clearingstelle für Gas und Stromgeschäfte ist. Das heißt, die kauft und verkauft Gas und Strom 
im Rahmen von Börsengeschäften. Es handelt sich bei ihr also um 
eine ganz normale, wenn man das so sagen kann, Unternehmerin, die steuerpflichtige 
Ausgangsumsätze ausführt und auch in voller Höhe den Vorsteuerabzug geltend machen kann. 
Vorliegend erhielt sie Rechnungen für ihre Gas und Stromeinkäufe, nicht in dem Steuerzeitraum, 
in dem sie tatsächlich stattgefunden haben, sondern erst in dem darauffolgenden 
Steuerzeitraum. Aber noch rechtzeitig vor Abgabe der Umsatzsteuererklärung für den 
ursprünglichen Zeitraum. Nach polnischem Recht ist es ähnlich wie nach deutschem Recht. 
Deshalb ist der Fall auch für uns so interessant. Nach polnischem Recht darf der Vorsteuerabzug 
erst für den Zeitraum vorgenommen werden, in dem die Rechnung tatsächlich zugeht. Der 
Steuerpflichtige also im Besitz der Rechnung auch ist. Die Klägerin wollte die Vorsteuer aber 
schon für den ursprünglichen Zeitraum abziehen, weil die Rechnung rechtzeitig vor Abgabe der 
Steuererklärung vorlag.  

Diana Kurtz: Die polnische Finanzverwaltung sowie das erstinstanzliche Gericht gingen davon 
aus, dass das Recht auf Vorsteuer erst in dem Voranmeldungszeitraum geltend gemacht werden 
kann, in dem die Rechnung vorliegt. Warum zweifelte das oberste Verwaltungsgericht an dieser 
Rechtsauffassung?  



 

 

 

 

Matthias Gries: Ganz einfach, das oberste Verwaltungsgericht hat die Gefahr gesehen, dass die 
Klägerin beziehungsweise allgemein Steuerpflichtige durch diese Verzögerung des 
Vorsteuerabzugs finanziell belastet werden. Und damit wäre eben dann der Neutralitätsgrundsatz 
der Mehrwertsteuer verletzt. Deshalb hat das oberste Verwaltungsgericht dem EuG das 
Vorabentscheidungsuntersuchung gestellt.  

Diana Kurtz: Das EuG hat sich in den Entscheidungsgründen ja intensiv damit 
auseinandergesetzt und festgestellt, dass das Recht auf Vorsteuerabzug mit Entstehung des 
Steueranspruchs entsteht, also mit Ausführung des Umsatzes. Mit anderen Worten, dass die 
Vorsteuer für den Zeitraum ihrer Entstehung abgezogen werden darf, selbst wenn die Rechnung 
fehlt, sofern diese bis zur Abgabe der Steuererklärung vorliegt. Ist das der Fall, kann der 
Vorsteuerabzug bereits für den Leistungszeitraum der Eingangsleistung vorgenommen werden, 
sofern die anderen materiellen Voraussetzungen vorliegen.  

Matthias Gries: Ja, der EuG trennt hier stark zwischen den formellen und materiellen 
Voraussetzungen des Rechts auf Vorsteuerabzug. Der Besitz einer ordnungsgemäßen Rechnung 
ist eine formelle Voraussetzung für die Ausübung des Rechts. Die Entstehung des Rechts auf 
Vorsteuerabzug hängt hingegen alleine vom Vorliegen der materiellen Voraussetzungen ab. Das 
ist eine der zentralen Aussagen des Urteils. Die Prinzipien der Neutralität der Mehrwertsteuer und 
der Verhältnismäßigkeit erfordern, so das EuG, dass der Vorsteuerabzug bereits dann gewährt 
wird, wenn die materiellen Voraussetzungen erfüllt sind, und zwar selbst dann, wenn der 
Steuerpflichtige bestimmte formale Voraussetzungen nicht genügt hat. Denn die behebbaren 
Nichtbeachtung von formellen Voraussetzungen können das Funktionieren des 
Mehrwertsteuersystems nicht beeinträchtigen. 

Diana Kurtz: Allerdings ist es ja nach derzeit aktuell geltenden Auffassung der deutschen 
Finanzverwaltung so, wie nach den polnischen Vorschriften, nämlich dass frühestens bei Vorlage 
der Rechnung der Vorsteuerabzug geltend gemacht werden darf und nicht vorher. Damit wird 
diese Form bei der Voraussetzung, die eigentlich nur für die Ausübung des Rechts auf 
Vorsteuerabzug relevant ist durch die Hintertür ja dann doch wieder zu einer zusätzlichen 
materiellen Voraussetzung gemacht, oder?  

Matthias Gries: Ja, das war nach Ansicht des EuG gerade nicht rechtens und schränkt den 
Vorsteuerabzug unzulässig ein. Das EuG stellt mit der Entscheidung klar heraus, dass eine 
nationale Regelung, die den Vorsteuerabzug auf einen späteren Zeitraum verschiebt, 
weil die Rechnung eben erst nach dem Leistungszeitraum, aber wieder vor Abgabe der 
Steuererklärung zugeht, gegen die umsatzrechtlichen Grundsätze der Neutralität und 
Verhältnismäßigkeit verstößt.  

Diana Kurtz: Den Vorschriften der Mehrwertsteuersystemrichtlinie dürfen die Mitgliedstaaten ja 
Maßnahmen zur Sicherung der Steuererhebung ergreifen. Was ist damit? 

Matthias Gries: Das EuG argumentiert hier, dass die Maßnahmen nicht so weit gehen dürfen, 
dass sie das Recht auf Vorsteuerabzug systematisch beeinträchtigen.  



 

 

 

 

Diana Kurtz: Wenn wir jetzt die deutsche Rechtslage betrachten, fällt auf, dass der deutsche 
Gesetzestext nach 15 Absatz 1 Umsatzsteuergesetz gar keine Aussage zum Zeitpunkt erhält, 
wann die Rechnung vorliegen muss. Dort steht lediglich: Der Unternehmer kann Vorsteuerbeträge 
für die gesetzlich geschuldete Steuer für Lieferungen und sonstige Leistungen abziehen, die er 
von einem anderen Unternehmer für sein Unternehmen bezogen hat. Die Ausübung des 
Vorsteuerabzugs setzt voraus, dass der Unternehmer eine nach 14/14A UStG ausgestellte 
Rechnung besitzt.  

Matthias Gries: Das stimmt, die Ansicht, dass der Vorsteuerabzug erst in dem 
Besteuerungszeitraum zulässig ist, in dem erstmalig beide Voraussetzungen erfüllt sind, das 
heißt, die Leistung erbracht wurde und auch die Rechnung vorliegt, folgt aus dem 
Umsatzsteueranwendungserlass und ist damit eine Auslegung, die durch die Finanzverwaltung 
erfolgt ist.  

Diana Kurtz: Die ja aber auch im Einklang mit der bisherigen nationalen Rechtsprechung des BFH 
steht. Der BFH hat bislang die Auffassung vertreten, dass für den Vorsteuerabzug der Besitz einer 
ordnungsgemäßen Rechnung zwingende Voraussetzung ist und sich dabei auf die 
unionsrechtliche Rechtsprechung, unter anderem eben auf dieses EuGH-Urteil DGRFP CLUJ, ich 
weiß gar nicht, ob ich das jetzt richtig gesagt habe, aber darauf berufen hat. Und es ist doch auch 
vor mehreren Jahren, ich meine im April 2004, vom EuGH in der Entscheidung Terra Baubedarf 
bestätigt worden. Wie geht das EuG damit um?  

Matthias Gries: In der Rechtssache Terra Baubedarf, hat der EuGH entschieden, dass der 
Vorsteuerabzug grundsätzlich im Zeitraum des Entstehungsabzugsrechts und des Besitzers der 
Rechnung auszuüben ist. Das EuG macht hier allerdings einen kleinen, nennen wir es 
Schönheitsschlenker, denn auf dieser höchstrichterlichen Ebene wird eine Meinung höchstens 
konkretisiert und nicht geändert oder gar widerrufen. So also auch hier, wenn das EuG 
argumentiert, dass man diese ältere Rechtsprechung nicht dahingehend missverstehen darf, 
dass der Erhalt der Rechnung zwingend im Leistungszeitraum erfolgen muss. Vielmehr muss man 
nach dem EuG das vorherige Urteil dahingehend präzisieren, dass es darauf ankommt, dass bei 
Abgabe der Steuererklärung, also im Zeitpunkt der Ausübung des Rechts, auch vor 
Vorsteuerabzug eine ordnungsgemäße Rechnung vorliegt. Damit wähnt sich das EuG auf einer 
Linie mit der Entscheidung in der Sache Senatex aus dem Jahr 2016. In der Rechtssache C-518 
aus 2014 und zieht dieses Urteil in seine Begründung für eine erste Recht Schluss heran. Aus der 
Senatex-Rechtsprechung folge, dass eine Rechnung in bestimmten Fällen rückwirkend berichtigt 
werden kann. Liegt ein solcher Fall vor, kann der Unternehmer sein Recht auf Vorsteuerabzug für 
den Zeitraum ausüben, in dem die Rechnung ursprünglich ausgestellt wurde. Das gilt nach dem 
EuG erst recht, wenn der Unternehmer bei Abgabe der Voranmeldung eine ordnungsgemäße 
Rechnung besitzt. Nach den Ausführungen des EuG betonen beide Urteile, also Terra Baubedarf 
als auch Senatex, die Trennung zwischen materiellen und formellen Voraussetzungen des 
Vorsteuerabzugs. Sobald die materiellen Voraussetzungen vorliegen, darf ein Verstoß gegen  

 



 

 

 

 

formelle Anforderungen, wie zum Beispiel ein späterer oder verspäteter Rechnungserhalt nicht 
dazu führen, dass ich den Vorsteuerabzug verliere.  

Diana Kurtz: Ja, so viel zu der Entscheidung selbst und vor allem auch der Argumentation des 
EuG in dem Fall T-689 aus 24. Wir könnten natürlich jetzt trefflich über die Auswirkung des Urteils 
philosophieren. Allerdings ist mittlerweile ja auch einiges passiert, dass uns hier innehalten lässt, 
oder?  

Matthias Gries: Ja, in der Tat, der erste Generalanwalt des EuGH hat die Überprüfung der 
Entscheidung des EuG beim EuGH vorgeschlagen, das sogenannte Réexamen.  

Diana Kurtz: Darf der das? Oder konkreter gefragt, darf nur er das oder dürfen das auch die 
Beteiligten? 

Matthias Gries: Einfach gesagt, ja sonst würde er das ja nicht machen. Davon ab, ja, dieses 
Vorschlagsrecht hat nur der erste Generalanwalt und es steht in seinem Ermessen, ob er eine 
solche Überprüfung beantragt oder eben nicht. Die Rechtsgrundlage folgt aus dem AEUV in 
Verbindung mit der Satzung des EuGH.  

Diana Kurtz: Steht dem EuGH immer ein Überprüfungsrecht der Entscheidung des EuG zu? Gilt 
das seit dem 2024 die Zuständigkeit vom EuGH auf den EuG in Mehrwertsteuersachen 
übergegangen ist?  

Matthias Gries: Die Entscheidung des EuG vom EuGH überprüfen zu lassen, gilt nur in engen 
Grenzen. Beispielsweise, wenn die ernste Gefahr besteht, dass die Einheit oder die Kohärenz des 
Unionsrechts berührt ist. Bei dem Verfahren handelt es sich um eine Ausnahme und nicht um den 
Regelfall. Es ist kein normales Rechtsmittelverfahren und ist bislang auch nur sehr selten 
vorgekommen. Der erste Generalanwalt muss die Überprüfung des Verfahrens auch innerhalb 
eines Monats nach Verkündung der Entscheidung des EuG beantragen. Das hat vorliegend der 
erste Generalanwalt Maciej Szpunar am 09.03.2026 und damit Fristwand getan. Der EUGH 
entscheidet nun innerhalb eines Monats, ob er das Urteil des EuG überprüft. 
Wird das Verfahren eröffnet, entscheidet der EuGH im Eilverfahren nach Artikel 62A Absatz 1 
Satzung des EuGH. Die Parteien können zu den Fragen, die Gegenstand der Überprüfung sind, 
beim EuGH innerhalb einer vom EuGH bestimmten Frist noch mal Schriftsätze einreichen. Das 
Verfahren ist unter dem Aktenzeichen C-167 aus 26 RX anhängig.  

Diana Kurtz: Was bedeutet das jetzt für die Steuerpflichtigen konkret in der jetzigen Situation? 

Matthias Gries: Die Entscheidung des ersten Generalanwalts von Anfang März, das 
Überprüfungsverfahren beim EuGH zu beantragen, führt dazu, dass Steuerpflichtige in ihrer 
Argumentation und mit der Berufung auf das EuG-Verfahren T-689 aus 2024 auf jeden Fall 
abwarten sollten, ob dies Bestand haben wird. Eine Berufung oder gar praktische Umsetzung der 
EuGH-Entscheidung im Unternehmen wäre nach dem jetzigen Stand und zum jetzigen Zeitpunkt 
verfrüht. Der Abschluss des Überprüfungsverfahrens sollte abgewartet werden. Nach der  



 

 

 

 

Entscheidung des EuGHs nach Ostern 2026 ist klarer, wie man mit dem Urteil des EuG in der 
Praxis umgehen sollte. 

Diana Kurtz: Das heißt jetzt für mich auch übersetzt: Als Steuerpflichtiger habe ich kein 
Wahlrecht, was ich jetzt machen möchte. Also, ob ich den Vorsteuerabzug beispielsweise den 
Zeitraum der Leistungsausführung zuordnen will.  

Matthias Gries: Das wäre wohl auch überaus verlockend, aber ein Wahlrecht wird man wohl 
jedenfalls mit der herrschenden Meinung der Literatur grundsätzlich sowieso verneinen müssen, 
da eine zeitliche Zuordnung der Vorsteuerbeträge nicht zur Disposition des Steuerpflichtigen 
stehen kann. Sie muss sich eben objektiv bestimmen lassen.  

Diana Kurtz: Schade. Bereits zu Beginn haben wir ja das enorme zeitliche Tempo angesprochen 
und was bislang alles innerhalb von ein paar Tagen beziehungsweise Wochen passiert ist. In dem 
Zusammenhang ist Mitte März eine EuGH-Entscheidung veröffentlicht worden, die das EuG-Urteil 
auch noch mal ein ganz anderes Licht rückt, oder?  

Matthias Gries: Ja, Diana, da hast du recht. Der EuGH hat in der ungarischen Rechtssache Aptiv 
Services Hungary, Aktenzeichen C-521 aus 2024 entschieden. Dieses Urteil wurde drei Tage nach 
der Beantragung des Überprüfungsverfahrens durch den ersten Generalanwalt veröffentlicht.  

Diana Kurtz: Und hier ging es auch um den Zeitpunkt des Vorsteuerabzugs?  

Matthias Gries: Ja, unter anderem. Im Wesentlichen ging es darum, wie der Vorsteuerabzug beim 
innergemeinschaftlichen Erwerb zu behandeln ist, wenn die Rechnung verspätet eingeht. 
In der Kernaussage gelangt der EuGH hier zum Ergebnis, dass der Vorsteuerabzug nicht verweigert 
werden darf, wenn der Steuerpflichtige gutgläubig handelt. Er ist in einem Zeitraum vorzunehmen, 
in dem die Rechnung tatsächlich eingeht.  

Diana Kurtz: Und konkret, was ist in der Rechtssache für uns im Zusammenhang mit dem EuG-
Urteil von Relevanz?  

Matthias Gries: Der EuGH führt in dieser Rechtssache explizit aus, dass nach Artikel 167 
Mehrwertsteuersystemrichtlinie das Recht auf Vorsteuerabzug zwar gleichzeitig mit dem 
Steueranspruch entsteht, seine Ausübung aber nach Artikel 178 Mehrwertsteuersystemrichtlinie 
erst möglich ist, sobald der Steuerpflichtige im Besitz einer Rechnung ist.   

Diana Kurtz: Und bestätigt dann damit doch seine Rechtsprechung auch unter anderem aus 
Volkswagen und damit doch auch keine andere Auslegung, in Anführungszeichen, von Terra 
Baubedarf oder? Das Recht auf Vorsteuerabzug ist mit den grundsätzlich für den 
Erklärungszeitraum auszuüben, in dem die beiden kumulativen Voraussetzungen erfüllt sind. Also 
das Recht auf Vorsteuerabzug entstanden ist und der Steuerpflichtige die betreffenden 
Rechnungen besitzt, heißt, es bleibt eigentlich alles wie bislang?  

Matthias Gries: Es drängt sich jedenfalls der Eindruck auf, dass das EuG-Urteil mit all seinen 
Aussagen zum Zeitpunkt des Vorsteuerabzugs bereits jetzt der Vergangenheit angehört. Folgt man  



 

 

 

 

dem EuGH, ist die Ausübung des Vorsteuerabzugs erst möglich, wenn der Steuerpflichtige im 
Besitz einer ordnungsmäßigen Rechnung ist. 

Diana Kurtz: Das ist jetzt eigentlich der Stein des Anstoßes, um das Überprüfungsverfahren in 
Gang zu bringen?  

Matthias Gries: Das könnte sein, da aufgrund der Einheit der Rechtsordnung und der 
vorliegenden divergierenden Rechtsprechung sicher noch mal die Notwendigkeit unterstreicht 
wird, das Überprüfungsverfahren einzuleiten.  

Diana Kurtz: Also, es bleibt also spannend. Die nächsten News über das EuG-Verfahren 
betreffend den Zeitpunkt des Vorsteuerabzugs werden wir also nach Ostern erhalten. Wir werden 
hierüber natürlich berichten, auch im nächsten VAT Insights im April bin ich mir fast sicher, dass 
wir dieses Thema auch wieder auf der Agenda haben. Matthias, ich danke dir ganz herzlich für 
deine Zeit und deine Insights. Ihnen, liebe Zuhörer, ebenfalls. Bleiben Sie gesund und bis zur 
nächsten Folge Tax on Air.  

Matthias Gries: Vielen herzlichen Dank, Diana, und bis bald.  

 


